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The UNIDROIT Convention on International Interests in Mobile
Equipment created a new international regime of secured finance
applicable to aircraft and rolling stock that facilitates the financing of
this equipment by, among other things, enabling lenders to create a
readily enforceable security interest in the equipment. The Space Assets
Protocol extends the benefits of the convention to satellites and other
space assets. This book explains the operation of the convention in a
manner that is useful both to lawyers engaged in satellite finance as
well as to academics who desire to obtain a more complete
understanding of this treaty. The book also explores the relationship
between the convention and the existing body of space law.
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Sommario/riassunto Long description: Zwischen Deutschland und der Türkei findet ein reger
strafverfahrensrechtlicher Beweismitteltransfer statt, der aus der
Tatsache resultiert, dass Deutschland nahezu drei Millionen
türkischstämmige Einwohner mit familiären und sonstigen sozialen
Verbindungen in die Türkei hat und außerdem eine enge wirtschaftliche
Zusammenarbeit mit der Türkei pflegt. In beiden Staaten steht im
Strafprozess zum Teil die Frage nach der Verwertbarkeit von Beweisen
an, die eventuell im ersuchten Staat bereits fehlerhaft erhoben wurden.
Ist dieser Umstand für den bei dem anderen um Rechtshilfe
ersuchenden Staat unbeachtlich oder ist das jeweilige
Strafverfahrensrecht derart internationalisiert worden, dass hieraus eine
Sperrwirkung für die innerstaatliche Verwertung resultiert? Die Antwort
hierauf setzt auch beim Praktiker grundsätzliche Kenntnisse
hinsichtlich des jeweiligen Beweisverbotsrechts voraus, insbesondere
im Hinblick auf die Frage, ob die sich im Rechtshilfeverkehr
befindenden Staaten den gleichen Schutzstandard für Beweisverbote
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haben.   U vgur Karaaslano vglu hat es sich zur Aufgabe gemacht, in
rechtsvergleichender Perspektive den aktuellen Stand des deutschen
und türkischen Beweisverbotsrechts aufzuarbeiten. Dabei beschränkt er
sich auf die Grundlagen, wie die Begründung von Verwertungsverboten
oder die Geltendmachung von Beweisverboten im Strafverfahren.   Er
kommt allgemein zu dem Ergebnis, dass die Gefahr eines
Beweismittelshoppings  bzw. der bewussten Umgehung des jeweiligen
eigenen Schutzstandards für Beweisverbote durch Erhebung im
ersuchten Staat nicht besteht, weil beide hier verglichenen
Beweisverbotsrechtsordnungen materiell einen hohen Schutzstandard
für Beweisverbote aufweisen.


